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24105 Kiel

nachrichtlich:
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Landesrechnungshofes Schleswig-Holstein
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Staatssekretärin

03. Januar 2025

Fragen zur Nachschiebeliste zum Haushaltsentwurf 2025

hier: Sitzung des Finanzausschusses am 12.12.2024, 

 Umdruck 20/4131 (Einzelplan 06) 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

in der o.g. Sitzung wurden die Änderungsvorschläge der Landesregierung zum 
Haushaltsentwurf 2025 (Nachschiebeliste) beraten.

Zum Umdruck 20/4131 wurden Fragen der Fraktionen der SPD sowie des SSW zum 
Einzelplan 06 übersandt, die ich nachfolgend beantworten möchte:
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Fragen der Fraktion der SPD:

Seite Titel Zweckbestimmung Frage

54 0612.02.871 07 Darlehenssofortprogramm 
für kleine und mittlere 
Unternehmen “IB.SH 
Wachstumsdarlehen“

Wie begründet sich die 
Ansatzerhöhung?

Antwort:
Die Ansatzerhöhung für den Titel 0612.02.871 07 begründet sich mit den  gestiegenen 
Ausfällen im Förderdarlehensprogramm „IB.SH Mittelstandskredit“ (ehem. 
Darlehenssofortprogramm für kleine und mittlere Unternehmen “IB.SH Wachstums-
darlehen“) in den vergangenen 2 Jahren. Im Jahr 2023 lagen die Ausfälle bei rd. 1,06 
Mio. EUR; in 2024 bereits bei rd. 1,8 Mio. EUR. 
Die Entwicklung zu den steigenden Ausfallzahlen ist u.a. zurückzuführen auf:

- das vergleichsweise sehr niedrige (atypische) Ausfallniveau der
        vorangegangenen Jahre,
- die aktuelle konjunkturelle Lage, die es den Unternehmen erschwert, am
         Markt zu bestehen, z.B. ein reduziertes Konsumverhalten der Verbraucher,
         gestiegene Energie- und Rohstoffpreise, die erhöhte Inflation, 
- in Einzelfällen z.T. nichttragfähige Geschäftsmodelle.
- Die geringeren Ausfälle der vorangegangenen Jahre sind geprägt worden
         durch die unterschiedlichen Corona-Hilfsprogramme, die die Unternehmen
         mit Liquidität versorgt hatten. Hinzu kam die zwischenzeitliche Aussetzung
         der Insolvenzantragspflicht. Beides führte zu einem starken Rückgang der
         Ausfälle.

55 0612.07.671 05 Ausgaben für die 
Abwicklung der 
Hilfsprogramme

Für die Abwicklung welcher 
einzelnen Programme 
werden die Mittel 
verwendet?
Wofür werden die Mittel 
genau benötigt?
Wie begründet sich die 
Höhe des Ansatzes?
In der Antwort auf die 
Kleine Anfrage Drucksache 
20/2625 wird die Belastung 
des Landeshaushaltes 
durch die Abwicklung der 
Corona-Wirtschaftshilfen 
mit rund 32 Millionen Euro 
in 2025 angegeben. Wie 
erklärt sich die Differenz?

Zur gesamten 
Maßnahmengruppe:
Wofür werden die einzelnen
neuen Titel eingerichtet?

Antworten: 
Die Mittel werden für die Abwicklung folgender Programme benötigt:
1. Corona-Soforthilfe des Landes
2. Corona-Soforthilfe des Bundes
3. Überbrückungshilfe I
4. Überbrückungshilfe II
5. Novemberhilfe
6. Dezemberhilfe
7. Erweiterte Novemberhilfe
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8. Erweiterte Dezemberhilfe
9. Überbrückungshilfe III (einschließlich Neustarthilfe)
10. Überbrückungshilfe III Plus (einschließlich Neustarthilfe Plus)
11. Überbrückungshilfe IV (einschließlich Neustarthilfe 2022)
12. Härtefallhilfe Schleswig-Holstein
13. Abwicklung der Corona-Darlehen des Landes

Konkret werden die Mittel für folgende Aufgaben benötigt:
• Übernahme der Programmverantwortung (quantitative und qualitative Programm- 

und Fallbearbeitung) für die Corona-Wirtschaftshilfen; dies schließt notwendige
Nachprüfungsmaßnahmen in den Corona-Soforthilfen sowie Überprüfungen im
Rahmen der End- und Schlussabrechnung in den Corona-Hilfsprogrammen ein;

• Bearbeitung der Anträge; Prüfung auf Vollständigkeit und Plausibilität (ggf.
Nachforderung von Unterlagen). 

• Soweit im Rahmen der Härtefallhilfe Schleswig-Holstein eine Härtefallkommission
über Anträge entscheidet, bereitet die IB.SH die Anträge zur Entscheidung der
Härtefallkommission vor;

• Erlass von Bewilligungs-, Änderungs- und Ablehnungsbescheiden einschließlich
des Erlasses von Schlussbescheiden;

• Erlass von Rückforderungsbescheiden (Widerruf oder Rücknahme der
Bewilligungsentscheidung);

• Bewirtschaftung der über den Landeshaushalt bereit gestellten Haushaltsmittel im
 SAP des Landes;

• Selbständige Führung von Rechtsbehelfsverfahren (Widerspruchsverfahren) und
verwaltungsgerichtlichen Streitverfahren; vor Erlass von Widerspruchsbescheiden,
welche die Auslegung zugrundeliegender Vorgaben mit grundsätzlicher Bedeutung
zum Gegenstand haben, sowie vor gerichtlichen Vergleichen, Anerkenntnissen und
Rechtsmittelverzichten ist Einvernehmen mit dem MWVATT herzustellen;

• Stundung, Niederschlagung oder Erlass von Rückforderungsansprüchen gegen
Zuwendungsempfänger gemäß § 59 LHO; das MWVATT überträgt insoweit seine
Befugnisse auf die IB.SH gemäß § 59 Abs. 1 Satz 2 LHO;

• Durchführung von (stichprobenartigen) Kontrollen in den jeweiligen Programmen
gern, den Vorgaben des Bundes in Abstimmung mit dem Land;

• Prüfung der Voraussetzungen für die Einleitung von Strafverfahren bei Verdacht
auf Missbrauch und eigenverantwortliche Einleitung entsprechender
Strafverfahren;

• Ergreifen von geeigneten und angemessenen Maßnahmen in Abstimmung mit dem
Land zur Verhinderung missbräuchlicher Antragstellungen im Rahmen der
entsprechenden Notwendigkeiten und Möglichkeiten;

• Regelmäßige Berichterstattung gegenüber dem MWVATT zum Stand der
Durchführung der Corona-Wirtschaftshilfen, insb. um das Land bei der Erfüllung
seiner Berichts- und Abrechnungspflichten gegenüber dem Bund zu unterstützen;

• Öffentlichkeitsarbeit im Zusammenhang mit den Corona-Wirtschaftshilfen in
Abstimmung mit dem Land; hierzu gehören insbesondere die Beantwortung von
Presseanfragen, Anfragen von Antragstellern und deren Bevollmächtigen und die
Koordinierung/Qualitätssicherung der von Multiplikatoren bzw. Partnern der IB.SH
(z. B. schleswig-holsteinische Industrie- und Handelskammern, Steuerberater,
Handwerkskammern, UVNord, etc.) zu den Programmen bereit gestellten
Informationen;

• Erbringung der im Rahmen der Nutzung des Fachverfahrens vom Land gegenüber 
dem IT-Dienstleister bzw. BMWK zu erfüllenden Mitwirkungsleistungen (u. a.
Berechtigungsmanagement, Anforderungsmanagement etc.);

• Abbildung der Corona-Soforthilfen gemäß in dem bei der IB.SH vorhandenen 
System ProNord; Erstellung und fortlaufende Anpassung aller zur Durchführung
der Corona-Soforthilfen notwendigen Formulare (insbesondere Förderantrag,
Zuwendungsbescheid etc.) sowie geeigneter Informationen (Erläuterungen, FAQ 
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o. Ä.) in Abstimmung mit dem Land; Online-Bereitstellung der Förderrichtlinien für 
die Corona-Soforthilfen und der dazugehörigen Informationen unter www.ib-sh.de

• Bestandsbearbeitung aller Verwaltungsverfahren bis voraussichtlich zum
31.12.2037 

Die Höhe des Ansatzes begründet sich wie folgt:
Es handelt sich hierbei um eine Abschlagszahlung für das Jahr 2025. Die kalkulierten 
(geschätzten) Gesamtkosten i. H. v. 31,7 Mio. Euro für das Jahr 2025 werden erst in 
2026 spitz abgerechnet. Es wird davon ausgegangen, dass die tatsächlichen Kosten 
geringer ausfallen werden als die kalkulierten Kosten.  

Zur gesamten Maßnahmengruppe: 
Die neu eingerichteten Titel sind erforderlich, um eine Trennung von Notkreditmitteln zu 
gewährleisten. Die Abwicklung der Wirtschaftshilfen wird ab 2025 aus Landesmitteln 
gespeist.

54 0612.03.682 02 An öffentliche 
Unternehmen für 
Kooperations- und 
Vernetzungsprojekte

Wofür sind die Mittel 
vorgesehen?

Antwort: 
Es handelt sich um das 2022 bewilligte Vorhaben „Regionalbudget KielRegion“ für den 
Zeitraum 2022 bis 2025 und den Anteil hiervon, der 2025 zur Auszahlung vorgesehen ist.
Im Haushaltsentwurf wurde der Betrag versehentlich beim falschen Titel ausgewiesen.

58 0614.00.129 01 Abrechnung der 
Umsatzsteuer und der 
Vorsteuerbeträge der 
landeseigenen Häfen 
einschließlich für Vorjahr

Bitte „Notwendige 
Anpassung im 
Zusammenhang mit der 
Verwaltung der 
landeseigenen Häfen und 
der Übertragung der 
kaufmännischen 
Buchführung auf den 
LKN.SH“ näher erläutern!

Antwort: 
Der Betrieb der landeseigenen Häfen ist bereits seit vielen Jahren Aufgabe des LKN.SH, 
so dass dort auch bisher bereits Zahlungen getätigt und Belege geprüft werden. Bisher 
erfolgte die kaufmännische Buchführung jedoch im MWVATT, so dass regelmäßig 
Doppelerfassungen erfolgt sind. Mit der Übertragung der kaufmännischen Buchführung 
und damit verbunden auch der Steuererklärungen auf den LKN.SH wird das Verfahren 
verschlankt. Dadurch entstehen beim LKN.SH Zusatzeinnahmen aus der 
Umsatzsteuererstattung, die bisher im MWVATT erfolgten, so dass eine rechnerische 
Anpassung in den Titeln erfolgen muss.
58 0614.02.214 02 Einnahmen aus dem 

Sondervermögen 
MOIN.SH

Warum rechnet die 
Landesregierung nun mit 
einem niedrigeren Ansatz 
als ursprünglich geplant? 
Wie genau begründet sich 
der angepasste Bedarf?

Antwort:
Zur Kostensenkung wurden Maßnahmen ergriffen, dazu gehören:
Die NAH.SH ist aufgefordert, Einsparungen im Wirtschaftsplan zu erbringen (reduzierter 
Ansatz bei 0614.02.671 01).
Es entfällt die Dynamisierung der ÖPNV-Finanzierungsverordnung auch für die 
Regionalisierungsmittel (reduzierter Ansatz bei 0614.02.633 06). 
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Es wurden Marketing-Mittel (0614.02.533 02) i.H.v. 0,5 Mio.€ umgewidmet für 
Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit im SPNV (0614.02.682 11).
Diese Anpassungen führen dazu, dass die Ausgaben in der MG 02 sinken und 
demzufolge auch die geplante Inanspruchnahme aus dem SV MOIN.SH.
59 0614.02.633 06 An die Aufgabenträger der

ÖPNV-Kommunalisierung
Warum rechnet die 
Landesregierung nun mit 
einem niedrigeren Ansatz 
als ursprünglich geplant? 
Wie genau begründet sich 
der angepasste Bedarf?

Antwort: 
Zur Kostensenkung wurden Maßnahmen ergriffen, auch die Dynamisierung der 
Regionalisierungsmittel wurde dabei betrachtet und gestrichen. Der Ansatz wurde daher 
auf das Niveau 2024 gekürzt.
59 0614.02.682 11 An öffentliche 

Unternehmen für 
Sicherheitsmaßnahmen
im ÖPNV

Welche Unternehmen 
haben in 2024 welche 
Summen erhalten? Wie 
genau begründet sich nun 
der erhöhte 
Haushaltsansatz?

Antwort: 
AKN Eisenbahn GmbH              185.015,00 €
NBE Nordbahn GmbH               410.670,00 €
DB Regio AG                             702.777,00 €
                                                1.298.462,00 €

Davon wurden 1.000.00,00 € aus Landesmitteln und 298.462,00 € aus umgewidmeten 
Marketingmitteln finanziert.
Im Rahmen der SPNV-Abbestellungen wurde beschlossen, Marketing-Mittel i.H.v. 0,5 
Mio. € umzuwidmen für Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit im SPNV. Damit soll 
die Erhöhung der Sicherheitspersonale finanziert werden.
62 0616.01.547 01 Nicht aufteilbare 

Verwaltungsausgaben im
Rahmen der 
Arbeitsmarktintegration

Wie erklärt sich die 
Anpassung bezugnehmend
auf die Umsetzung des 
Strategiepapiers zur 
Arbeitsmarktintegration 
bzw. wofür konkret sind die 
Mittel veranschlagt?

Antwort: 
Veranschlagt sind Mittel für eine das Maßnahmenpaket Arbeitsmarktintegration 
begleitende Öffentlichkeitsarbeit. Ziel ist die Information von Unternehmen und 
Öffentlichkeit über die Herausforderungen, Erfolgsgeschichten und Perspektiven der 
arbeitsmarktlichen Integration von Geflüchteten. Geplant ist beispielsweise eine 
Veranstaltung zur Sensibilisierung für die Bedeutung, die die Zielgruppe für die 
Sicherung des Arbeitskräfte- und Fachkräftebedarfs am Standort Schleswig-Holstein hat.
62 0616.02.533 05 Für Aufträge an Dritte zur 

Abwicklung des
Welcome-Center

Wofür konkret sind die 
zusätzlichen 830.000 Euro 
veranschlagt? Inwiefern 
spiegelt sich in dem 
erhöhten Ansatz der 
geplante Personalausbau 
von bis zu 15 VZÄ wider?
Wann wird das 
Strategiepapier dem 
Landtag vorgelegt?
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Antwort: 
Die veranschlagten 830 T€ verteilen sich auf folgende drei Maßnahmen:

Anerkennungsberatung und Qualifizierungsberatung (180 T€): 
Das Recht der Berufe und damit einhergehend das darin vielfach eingebettete 
Anerkennungsrecht sind zusammen mit der im Ausland i. d. R. unbekannten deutschen 
Verwaltungsstruktur so komplex, dass Anerkennungsinteressierte ohne entsprechende 
Unterstützung und Begleitung nicht selten allein aus diesem Grund von Antragsverfahren
absehen bzw. die Verfahren nicht bis zum Ende durchführen. Kenntnisse über Vorteile 
und Notwendigkeit sowie Ablauf und Anforderungen der Anerkennungsverfahren 
vermeiden Missverständnisse, führen zu reibungsloseren Verfahren, verkürzen damit die 
Gesamtverfahrensdauer und tragen zu einer erfolgreichen beruflichen Integration bei. 
Eine entsprechende Vorab-Beratung von Anerkennungsinteressierten trägt zudem zur 
Entlastung der Anerkennungsstellen bei. Zur Unterstützung der Bundesagentur für Arbeit
bei der Anerkennungs- und Qualifizierungsberatung wird das Welcome Center 
Schleswig-Holstein um bis zu 3 VZÄ zuzüglich Sach- und Raumkosten verstärkt.

Beratung von Geflüchteten mit guter Bleibeperspektive (150 T€):
Das Leistungsangebot des Welcome Centers Schleswig-Holstein wird ergänzt um die 
Beratung von Geflüchteten mit guter Bleibeperspektive nach erfolgtem Grundkompetenz-
Screening in den Erstaufnahmeeinrichtungen. Ziel ist es, die betreffenden Personen bei 
Fragen zur Berufsanerkennung und Qualifizierung zu beraten, um dadurch ihren 
Arbeitsmarktzugang zu beschleunigen. Schleswig-holsteinische Unternehmen, die 
entsprechende Arbeits-, Ausbildungs- oder Praktikumsplätze für Geflüchtete anbieten 
möchten, können sich direkt an das Welcome Center Schleswig-Holstein wenden. Für 
diese Aufgaben erfolgt eine personelle Verstärkung um bis zu 2 VZÄ zuzüglich Sach- 
und Raumkosten.

Gewinnung von Auszubildenden aus dem Ausland (500 T€):
Es soll ein Projekt zur Gewinnung von Auszubildenden aus dem Ausland für schleswig-
holsteinische Ausbildungsbetriebe erarbeitet und umgesetzt werden. Die an einer 
Ausbildung in Schleswig-Holstein interessierten ausländischen Personen sollen einen 
Eignungstest über ein Online-Tool absolvieren. Die Bewerberinnen und Bewerber, die 
dieses Verfahren erfolgreich durchlaufen, sollen dann vom Welcome Center Schleswig-
Holstein an Ausbildungsbetriebe in Schleswig-Holstein vermittelt werden.

Der Personalaufbau im Welcome Center Schleswig-Holstein erfolgt weiterhin planmäßig 
entsprechend den in 2023 im „Vertrag zur Errichtung und zum Betrieb des Welcome 
Centers Schleswig-Holstein durch die WT.SH“ vereinbarten Aufgaben und 
Entwicklungsstufen. Die oben aufgeführten Aufgaben werden zusätzlich übernommen.

Die Übersendung des Strategiepapiers wurde in der Sitzung des Finanzausschusses am
12.12.2024 durch Frau St Finke (MIKWS) zugesagt und wird von dort erfolgen.

62 0616.09.683 03 Zuschüsse für laufende 
Zwecke an private 
Unternehmen

Für welche Maßnahmen 
wurden bzw. werden 
Zuschüsse ausgezahlt und 
wofür sind die stark 
erhöhten Mittel 
veranschlagt? Bitte um 
aktualisierte tabellarische 
Auflistung für 2024 und 
2025 und Differenzierung 
von Landesmitteln und 
ESF-Mitteln. 
Mit welcher Begründung 
wird laut Umdruck 20/3979 
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der Weiterbildungsbonus 
SH stark reduziert?
Warum befinden sich in 
dem Titel laut Umdruck 
20/3979 auch Mittel für 
Frau & Beruf und weshalb 
werden die Mittel für 2025 
hier auf 0,00 Euro gekürzt? 
Bitte um Darstellung der 
Finanzierungsstruktur für 
Frau & Beruf im gesamten 
Haushaltsentwurf 2025 mit 
einer Unterscheidung der 
eingeplanten Landesmittel 
und ESF-Mittel.

Antwort: 
Im Titel 0616.09.68303 werden die Landesmittel für die Fördermaßnahmen aus dem 
Landesprogramm Arbeit in den Aktionen A1 - Fachkräfteservice (Ende 2023 eingestellt), 
A2 - Branchenspezifische Qualifizierungsvorhaben (Ende 2024  eingestellt), A5 - Vielfalt 
im Betrieb (Start am 1.1.25), A6 - Weiterbildungsberatung (Start zum 1.1.25) sowie C1 - 
Innovative Wege in Beschäftigung veranschlagt, die zur Kofinanzierung der ESF-Mittel 
der Europäischen Kommission erforderlich sind. Dabei handelt es sich um eine Vielzahl 
von Einzelbewilligungen an private Unternehmen, Weiterbildungsträger und Vereine, die 
in der „Liste der Vorhaben“ ausgewiesen und im Internet veröffentlicht werden (siehe 
Anlage), sobald eine Bewilligung ausgesprochen ist. Ein wesentlicher Teil der 
Bewilligungen für 2025 steht noch aus; Träger dieser Maßnahmen stehen daher noch 
nicht fest.
Der Titelansatz 2025 in Höhe von ursprünglich 2.960,0 T€ wird im Rahmen der NSL um 
1.450 € erhöht (siehe Umdruck 20/4131). Es handelt sich um zusätzliche Landesmittel 
aus dem am 09.12.24 von der Landesregierung beschlossenen Sicherheits- und 
Migrationspaket. Im Landesprogramm Arbeit wird im kommenden Jahr die Aktion C1 – 
Innovative Wege in Beschäftigung mit dem Fokus die Arbeitsmarktintegration von 
Menschen mit Migrations- und Fluchthintergrund finanziell um diesen Betrag verstärkt. 
Dadurch können zusätzliche Projekte für diese Zielgruppe umgesetzt werden. Die 
Landesregierung wird bereits im Januar 2025 eine entsprechende Ausschreibung 
veröffentlichen.
Laut ESF-Plus Programm sind Landesmittel für folgende Aktionen aus dem 
Landesprogramm Arbeit bei Titel 0616.09.68303 für 2025 (inkl. der Erhöhung aus der 
NSL) vorgesehen; die Kofinanzierung aus dem ESF ist wie folgt geplant:
                                                Land 2025                       ESF 2025
A2 (Restabwicklung):                200.000 €                       275.000 €
A5:                                             750.000 €                       600.000 €
A6:                                             250.000 €                       200.000 €
C1:                                          3.210.000 €                    2.140.000 €
verplantes Budget:                  4.410.000 €                    3.215.000 €
Im Umdruck 20/3979 wurden für die Jahre 2024 und 2025 die jeweils aktuellen 
Bewilligungsstände dargestellt. Ende 2024 sind für den Weiterbildungsbonus 2025 
bereits Anträge im Umfang von 185 T€ bewilligt worden. Im Laufe des Jahres werden 
weitere Bewilligungen folgen – für den Weiterbildungsbonus stehen im Jahr 2025 ESF-
Mittel in Höhe von rund 800 T€ zur Verfügung, die auch vollständig abfließen werden. 
Die Aktion A3 wird ausschließlich aus ESF-Mitteln gefördert; die Kofinanzierung wird 
durch Arbeitgeber erbracht – Landesmittel müssen für den Weiterbildungsbonus nicht 
aufgebracht werden.
Die Landesmittel für Frau & Beruf sind ausschließlich im Titel 0616.09.68404 
veranschlagt. Die Aktion Frau & Beruf wurde irrtümlich in der Tabelle zum Titel 
0616.09.68303 ausgewiesen. Auch hier handelt es sich nicht um eine Kürzung; für 2025 
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sind noch keine Mittel ausgezahlt worden. Die Mittelausstattung für Frau & Beruf 
entspricht der Antwort auf die Frage der Fraktion des SSW (Umdruck 20/3979, Seite 
300). 
Für die Beratungsregionen Frau & Beruf stehen im Bewilligungszeitraum 2025/2026 
insgesamt folgende Mittel zur Verfügung:

                       Land 2025             ESF 2025               Land 2026             ESF 2026
                          590 T€                   470 T€                    590 T€                  500 T€

Darüber hinaus sind rund. 35 T€ p.a. an weiteren Mitteln für die Stärkung der 
Öffentlichkeitsarbeit vorgesehen. Finanziert werden die Kosten einer neu 
einzurichtenden zentralen Servicestelle im Rahmen einer Vergabe; diese Mittel sind 
veranschlagt bei 0616.09.53303 (Aufträge an Dritte im Rahmen des Strukturfonds).

Fragen 
der SSW-Fraktion

im Schleswig-Holsteinischen Landtag
zum Haushaltsentwurf 2025 / zur Nachschiebeliste (NSL) 

Einzelplan (Nr.):    06 Seite: 60 (NSL)

Kapitel (Nr.):    14 MG (Nr.): 06 Titel (Nr.): 891 02

Zweckbestimmung: An den Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz 
Schleswig-Holstein (LKN.SH) für Investitionen

Ansatz 2025: 3.396,0 T€

zu ändern: - 450,0 T€

neuer Ansatz 2025: 2.946,0 T€

Frage/Sachverhalt:

Bitte um ausführlichere Erläuterung der Bemerkung (die sich auch bei Titel 533 62 findet). 
Warum verringert sich der Ansatz und zudem so deutlich?

Antwort der Landesregierung:

Die kaufmännische Buchführung der landeseigenen Häfen ist vom MWVATT auf den  LKN.SH
übertragen worden. Damit gehen zukünftig auch die Steuerrückerstattungen beim LKN.SH 
und nicht mehr beim MWVATT ein. Diese Rückerstattungen werden mit 450 T€ p. a. beziffert, 
die beim LKN.SH an anderer Stelle, nämlich in diesem Titel, auszugleichen sind. Im 
Gegenzug wurde der Titelansatz für 0614.00.129 01 von 450 T€ auf 0 € reduziert. In der 
Summe gibt es in der Veranschlagung daher keine Änderung. 

Mit freundlichen Grüßen

gez. Julia Carstens




